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203011 

Verordnung zur Änderung der Ausbildungs­
ordnung Justizdienst 1.2 im öffentlich-rechtlichen 

Ausbildungsverhältnis 

Vom 16. Februar 2023 

Auf Grund des § 7 Absatz 2 Sa tz 1 und 2 des La ndesbe­
a mtengesetzes vom 14. Juni 20 16 (GV. NRW. S. 310 , ber. 
S. 642) verordnet das Ministerium der Justiz im Einver­
nehmen mit dem Ministerium des Innern und dem Mi­
nisterium der Fina nzen: 

Artike l 1 

In § 10 Absatz 1 Sa tz 2 und Absatz 2 Satz 1 der Ausbil­
dungsordnung Justi zdienst 1.2 im öffentlich-rechtlichen 
Ausbildungsverhältnis vom 27. April 2018 (GV. NRW. 
S . 212), die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
25. März 2022 (GV. NRW. S. 377) geändert worden ist, 
wird jeweils die Angabe „2 023 " durch die Angabe 
,,2028" ersetzt. 

Artike l 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf , den 16 . Februar 2023 

Der Minister der Justiz 
des Landes Nord rhein-Westfalen 

Dr. Benjamin L i m b a c h 

- GV. NRW. 2023 S. 152 

2170 
Verordnung über die Zuständigkeit 

und die Ausgestaltung des Registrierungs­
verfahrens von beruflichen Betreuerinnen 

und Betreuern in Nordrhein-Westfalen 
(Betreuerregistrierungsverordnung Nordrhein­

Westfa len - BtRegVO NRW) 

Vom 3. Februar 2023 

Auf Grund 

- des § 6 Nummer 1 des Landesbetreuungsgesetzes vom 
3. April 1992 (GV. NRW. S. 124) , der durch Artikel 1 
Nummer 5 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. 
S. 499) neu gefasst worden ist, im Einvernehmen mit 
dem Ministerium der Justiz sowie in Verbindung mit 

- § 3 Absatz 3 Satz 2 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), 
der zuletzt durch Artikel 15 Nummer 1 des Gesetzes 
vom 23. Januar 20 18 (GV. NRW. S. 90) geändert worden 
ist, nach Zustimmung des Ausschusses für Heima t und 
Kommunales des Landtags und nach Zustimmung des 
Ministeri ums für Heimat, Kommunales, Bau und Digi­
talisierung 

verordnet das Ministeriu m fü r Arbeit, Gesundheit und 
Soziales: 

§ 1 
Anerkennung von betreuungsspezifisc hen Studien- , 

Aus- oder Weiterbi ldungsgä ngen 

(1) Für die Prüfung und Entscheidung über den Antrag 
auf Anerkennung betreuungsspezifi scher Studien- , Aus­
oder Weiterbildungsgänge von Hochschulen nach § 5 Ab­
satz 2 und 3 der Betreuerregistrierungsverordnung vom 
13. Juli 2022 (BGB!. I S. 1154) sind die Landesbetreu­
ungsämter zuständi g. 

(2) Die örtliche Zuständigkei t richtet s ich nach dem Sitz 
der Hochschule. 

(3) Über einen Antrag soll innerhalb von drei Monaten 
durch Verwaltungsakt entschi eden werden . Die Frist be­
ginnt mit Eingang der vollständigen Unterlagen. 

§ 2 
Anerkennung von Sachkundelehrgängen 

(1) Für die Prüfung und Entscheidung über den Antrag 
auf Anerkennung von Sachkundelehrgängen nach § 8 
Absatz 1 der Betreuerregistrierungsverordnung sind die 
Landesbetreuungsämter zuständig. 

(2) Die örtliche Zuständigkeit richtet sich gemäß § 8 Ab­
sa tz 1 Satz 2 Betreuungsregistrierungsverordnung nach 
dem Hauptsitz des Anbieters der Sachkundelehrgänge. 

(3) Über einen Antrag soll innerhalb von drei Monaten 
durch Verwaltungsakt entschieden werden. Die Fri st be­
ginnt mit Eingang der vollständigen Unterlagen. 

§3 
Gebühr 

Die Amts handlungen nach den §§ 1 und 2 sind gebüh­
renpflichtig. Die Gebühr r ichtet sich nach dem Gebüh­
rengesetz für das Land Nordrhei n-Westfalen in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 23. August 1999 (GV. 
NRW. S. 524) in der jeweils geltenden Fassung und der 
Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung vom 3. Juli 
2001 (GV. NRW. S. 262) in der jeweil s geltenden Fassung. 

§4 
Inkra fttreten, Berichtspflicht 

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung 
in Kraft. 

(2) Das für Soziales zustä ndige Ministerium berichtet 
der Landes regierung bis zum 31. Dezember 2032 über 
die Auswirkungen dieser Verordnung. 

Düsseldorf , den 3. Februar 2023 

221 

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Sozia les 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Karl-Josef Laum a n n 

- GV. NRW. 2023 S. 152 

Verordnung zur Durchführung des Studierenden­
Energiepreispauschalengesetzes 

(EPPSG-DVO) 

Vom 22 . Februar 2023 

Auf Grund des § 2 Absatz 1 Satz 2 des Studierenden­
Energiepreispauschalengesetzes vom 16. D ezember 2022 
(BGBl. I S. 2357) vero rdnet die Landesregierung: 

§ 1 
Zuständige S tellen 

(1) Die Bezirksregierung Köln ist nach Maßgabe dieser 
Verordnung sachlich und örtlich zuständ ig für die Ab­
w icklung des Bewilligungsverfahrens für die Anträge al­
ler Perso nen, di e an einer im Land Nordrhein-Westfalen 
belegenen Ausbildungsstätte nach § 1 Absatz 1 des Stu­
dierenden-Energiepreispauschalengesetzes vom 16. De­
zember 2022 (BGB!. I S. 2357) immatrikuliert waren . Die 
Zuständigkeit erstreckt sich auch auf Anträge solcher 
Personen, die an e iner Niederlassung der Ausbildungs­
stä tte, die s ich in e inem a nderen Land als der Hauptsitz 
befindet, im matrikuli ert sind. 

(2) Die Bezirksregierung Detmold ist nach Maßgabe die­
ser Verordnung sachli ch und örtlich zuständig für Ab­
wicklung des Bewilligungsverfahrens der Anträge aller 
Personen , die zum Besuch a n e iner im Land Nordrhein­
Westfalen belegenen Ausbildungsstätte nach § 1 Absatz 2 
b is 4 des Studierenden-Energiepreispauschalengesetzes 
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angemeldet waren. Die Zuständigkeit erstreckt sich a uch 
auf Anträge solcher Personen , di e zum Besuch an einer 
Niederlassung der Ausbildungsstätte, die sich in einem 
anderen Land als der Hauptsitz befindet , angemeldet 
sind . 

§ 2 

Aufgaben der zuständigen Stellen 

(1) Die zuständigen bere iten di e Abwicklung des Bewil­
li gungsverfahrens na ch Ma ßga be dieser Rechtsverord­
nung vor. 

(2) Die zuständigen Stellen entscheiden über die nach 
§ 6 gestellten Anträge mittel s e ines ihnen zur Verfügung 
stehenden Fachverfahrens, deren Einsatz sich nach di e­
ser Rechtsverordnung richtet. Di e Ministeri en für Schule 
und Bildung sowie Kultur und Wissenschaft stellen di e 
Funktiona litä t dieses Verfahrens sicher. 

§3 

Vorbereitung der Antragstellung 
durch Erstellung von Listen 

(1) Die in § 1 Absatz 1 bis 4 des Studierenden-Energie­
preispauschalengesetzes aufgefü hrten Ausbildungsstät­
ten sind verpflichtet, jeweils e ine Liste zu erstellen , in 
der sie alle Personen - mit Ausna hme der Gasthörenden 
und Gaststudierenden - aufführen, die bei ihnen am 
1. Dezember 2022 immatrikuliert oder zum Besuch a nge­
meldet waren. 

(2) Die Ausb ildungsstä tten übergeben ihre Listen der für 
sie zuständigen Stelle . Die Ubergabe erfolgt über einen 
sicheren Tra nsportweg, den die zuständige Stelle vorgibt. 
Vor Ubergabe werden die Listen gemäß dem in § 5 gere­
gelten Verfahren verschlüsselt . 

(3) Die Listen führen den Vor- und Nachnamen und das 
Geburtsdatum der in Absatz l genannten Person sowie 
die Bezeichnung und das Ordnungsmerkmal der Aus­
bildungsstä tte und das Bundesla nd , in welchem die Aus­
bildungsstätte belegen ist. 

§4 

Plausibili sierung und Freigabe der Li sten 

(1) Die zuständigen Stellen prüfen die nach § 3 Absatz 2 
von den Ausbildungsstä tten übergebenen Listen a uf 
Pla usibilität. 

(2) Die zuständigen Stellen geben die pla usibilisierten 
Listen frei , indem sie diese in das hierfür zentra l bereit­
geste llte IT-System hochladen . In diesem System wird 
nach Antragstellung das Vorli egen der Bewilligungsvor­
aussetzungen geprüft und dort erfolgt unter Einsatz des 
Zugangsschlüssels nach § 5 ein Abgle ich zwischen den 
Listen und den bere itgestellten Antragsdaten (Fachver­
fahren) . 

§5 

Generierung eines Zugangsschlüssels 
und Verschlüsselung 

(1) Di e in § 1 Absatz 1 bis 4 des Studierenden-Energie­
preispauschalengesetz aufgeführten Ausbildungsstätten 
sind verpflichtet , ihre Listen in den ihnen von den zu­
ständigen Stellen zur Verfügung gestellten , passwortge­
schützten Z ugangssch I üsse !-Genera tor einzugeben. Der 
Genera tor erzeugt einen für die anspruchsberechtigten 
Personen bei Antragstellung nutzbaren kombinierten 
Zahlen- und Buchstabenschlüssel (Zugangsschlüssel) so­
wie zusätzlich eine persönliche Identifikationsnummer 
(PIN) . Zudem verschlüsselt der Generator die Listen auf 
Ebene des einzelnen Datensatzes und versieht den Zu­
ga ngsschlüssel mit einer Hash funkti on. 

(2) Die Ausbildungsstätten stellen der anspruchsberech­
tigten Person den jeweils die Person betreffenden Zu­
gangsschlüssel auf sicherem Transportweg zur Ver­
fügung. Die verschlüsselten Listen der gehashten Zu­
ga ngsschlüssel werden im Einklang mit § 3 Absatz 2 an 
die zustä ndi ge Stelle übergeben. 

§6 

Antragstellung 

Die a ntragstellenden Perso nen stell en ihren Antrag nach 
§ 2 Absatz 2 des Studierenden-Energiepreispauschalen­
gesetzes nach Erhalt des Zugangsschlüssels über das 
Internet-Portal „Einmalza hlung200 .de". Eine Antrag­
stellung auf anderem Wege ist ausgeschlossen. 

§7 

Identifizierung über das Nutzerkonto 

(1) Bevor die antragstellenden Personen ihren Antrag 
stellen können , erfolgt die Identifizi erung über das Nut­
zerkonto Bund „bund.ID " 

1. mit dem sicheren Verfahren nach § 87a Absatz 6 
Satz 1 der Abgabenordnung in der Fassung der Be­
ka nntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBI. I S. 3866; 
2003 I S. 61) , die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes 
vo m 20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2730) geändert 
worden ist, (Elster-Zertifika t), 

2. mit dem elektroni schen Identitä tsnachweis nach § 18 
des Persona lausweisgesetzes vom 18. Juni 2009 
(BGBI. I S. 1346) , das zuletzt durch Artikel 2 des Ge­
setzes vom 5. Juli 2021 (BGBI. I S. 2281) geändert 
worden ist, 

3. nach § 12 des eID-Ka rte-Gesetzes vom 21. Juni 2019 
(BGBI. I S. 846), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
5. Juli 202 1 (BGBI. I S. 228 1) geä ndert worden ist, 
oder 

4. nach § 78 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 
(BGBI. I S . 162), da s zuletzt durch Artikel 5 des Ge­
setzes vom 21. Dezember 2022 (BGBI. I S. 2847) geän­
dert worden ist, (eID-Funktion). 

(2) Wenn die in Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 910/ 2014 des Europäischen Parla ments und des Ra ­
tes vom 23. Juli 2014 über di e elektronische Identifizie­
rung und Vertrauensdienste für elektronische Transakti­
onen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 
1999/ 93/EG (ABI. L 257 vom 28.8.2014, S . 73; L 23 vom 
29. 1.2015, S . 19; L 155 vo m 14.6.2016 , S. 44) geregelten 
Bedingungen eingehalten werden, ka nn auch das Identi­
fi z ierungsmittel eines anderen Mitgliedstaates genutzt 
werden. 

§8 
Identifizierung mit Zugangsschlüssel 

und Identifikationsnummer 

(1) Statt sich mit den in § 7 gena nnten Identifizierungs­
mitteln zu identifizieren , kann die antragstellende Per­
son den Zugangsschlüssel gemeinsam mit der zusätz­
li chen PIN nutzen. 

(2) D ie anspruchsberechtigte Person erhält die PIN von 
der Ausbildungsstätte , bei der sie immatrikuliert oder 
zum Besuch angemeldet ist. Die Ausbildungsstätte darf 
di e PIN nur hera usgeben, wenn die anspruchsberechtigt 
Person ihre Identität mittels eines amtlichen Lichtbild­
a usweises oder auf andere geeignete Weise nachgewiesen 
ha t . 

§9 
Antragskonto 

(1) Nach erfolgreicher Identifizierung kann die antrag­
stellende Perso n im Antragssystem des Internet-Portals 
ihren Antrag stellen. Hierfür wird für die antragstel­
lende Person a utomatisch ein Antrags konto eingerichtet, 
in welchem der Antrag gespe ichert wird. 

(2) Die antragstellende Person kann im Antragskonto 
den a ktuellen Bearbeitungsstand einsehen. Einen zwei­
ten Antrag ka nn sie nicht stellen . 

§ 10 
Antragsinformationen 

(1) Di e antragstellende Person hat im Antrag folgende 
Informa tionen über sich mitzute ilen : 

1. Vor- und Nachname, 
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2. Geburtsdatum und -ort, 

3. E-Mail-Adresse, 

4. Wohnsi tz, 

5. Bundesland, in dem die Ausb ildungsstätte belegen ist, 
welche den Zugangsschlüssel der antragstell enden 
Person ausgestellt ha t , 

6. Matrikelnummer oder zugeteilte vergleichbare Kenn-
nummer und 

7. Bankverbindung. 

Soweit die in Sa tz 1 gena nn ten Infor ma tionen bereits als 
Stammdaten im Nutzerkonto Bund „bund .ID" hinterlegt 
sind , werden sie nach der Identifizierung gemäß § 7 au­
tomatisch in das Antragssystem übernommen. 

(2) Die a ntragstellende Person ha t zu versichern , dass s ie 

1. am 1. Dezember 2022 ihren Wohnsitz oder gewöhn­
lichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland 
hatte, 

2. am 1. Dezember 2022 a n einer in § 1 Absatz 1 bis 4 
des Studierenden-Energiepreispauschalengesetzes 
a ufgefü hrten Ausbildungsstätten immatrikuliert oder 
zum Besuch angemeldet war, jedoch nicht im Status 
einer Gasthörerin oder Gasthörer s, 

3. bisla ng keinen Antrag nach § 2 Absatz 2 des Studi e­
renden-Energiepreispauschalengesetzes gestellt hat 
und 

4. bislang keine Energiepreispauschale nach dem Studie­
renden-Energiepreispauschalengesetz zu ihren Guns­
ten bewilligt oder ausgezahl t worden ist, 

5. und zu erklären , dass die benannte E-Mail-Adresse 
für die Kommunikation im Verfahren einschließlich 
der Entscheidung über den Antrag benutzt werden 
darf. 

(3) Da mit der Antrag der nach § 1 zuständigen Stelle 
zugewiesen und ein Abgleich zwischen den Antragsin­
formationen und den Listen erfolgen kann, hat die an­
tragstellende Person den Zugangsschlüssel einzugeben , 
der ihr nach § 5 Absa tz 2 Satz 1 von ihrer Ausbildungs­
stätte zur Verfügung gestellt wurde. 

§ 11 
Ve rfa hren 

(1) Der Bewilligungsbescheid wird grundsätzli ch voll­
ständig durch automatische Einrichtungen erlassen. Für 
dieses Verfahren gelten die Absätze 2 bis 8. 

(2) Der Antrag kan n erst versendet werden , wenn die 
Da ten der Bankverbindung syn taktisch oder semantisch 
r ichtig s ind und a lle Pfli chtangaben im Antragssystem 
ausgefüllt wurden. 

(3) Nach Versendung des Antrags wird der Zugangs­
schlüssel verwendet, um im Fachverfa hren den ver­
schlüsselten Datensatz zur antragstellenden Person in 
der Liste zu finden, den die zuständige Stelle gemäß § 4 
Absatz 2 hochgeladen ha t. Ist ein passender Da tensatz 
auffindba r, wird dieser mit dem von der antragstellenden 
Person eingegebenen Zugangsschlüssel entschlüsselt und 
werden die persönlichen Daten aus dem entschlüsselten 
Datensatz mit den Angaben im Antrag a bgeglichen. 

(4) Um eine mehrfache Auszahlung zu verhindern, wird 
der Antrag automatisch mit allen bereits eingereichten 
Anträgen abgeglichen und geprüft, ob eine Auszahlung 
an der antragstellenden Person bereits erfolgte. 

(5) Besteht der Antrag die Prüfung nach den Absä tzen 3 
und 4, wird er bewilligt. Die Bekanntga be des Bewilli­
gungsbescheids erfolgt per E-Mail. Er muss nicht be­
gründet werden . 

(6) Nach Bewilligung des Antrags wird der Zugangs­
schlüssel der anspruchsberechtigten Per son entwertet. 

(7) Ist der eingegebene Zugangsschlüssel nicht richtig 
oder berei ts entwertet, ist der Datensatz bei der Prüfung 
nach Absa tz 3 Satz 1 nicht auffindbar oder scheitert der 
Abgleich nach Absa tz 3 Satz 2, erfolgt noch keine Bewil­
ligung und Ausza hlung. Die antragstellende Per son wird 
automatisch hierauf hingewiesen. Ihr bleibt die Möglich­
keit, den Antrag a nzupassen. 

(8) Scheitert der an d ie Prüfung nach Absatz 3 anschlie­
ßende Abgleich nach Absatz 4, wird der Antrag abge­
lehnt. Die Beka nntgabe des Ablehnungsbescheides er­
fo lgt per E-Mail. 

§ 12 
Handlungsfä higkeit 

Auch di e antragstellenden Personen , di e nach bürgerli­
chem Recht in der Geschäftsfähigkeit beschränkt sind , 
werden im Bewilligungsverfahren als handlungsfähig 
anerkannt . 

§ 13 
Antragste llung durch D ri tte 

(1) Stellt für die antragsberechtigte Person eine bevoll ­
mächtigte oder eine gesetz li ch vertretungsberechtigte 
Perso n den Antrag, hat sich d iese nach § 7 zu identifi­
zieren. 

(2) Die bevollmächtigte oder die gesetzlich vertretungs­
berechtigte Person hat im Antragssys tem anzugeben , für 
wen sie den Antrag stellt. Sie hat den Gru nd für die Ver­
tretungsberechtigung anzugeben. 

§ 14 
Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Die nach § 1 zustä ndigen Stellen dürfen für die Er­
fü llung ihrer Aufgaben nach dem Studierenden-Energie­
preispauschalengesetz und dieser Rechtsverordnung die 
erforderlichen personenbezoge nen Daten verarbeiten. 

(2) Die in § 1 Absatz 1 bis 4 des Studierenden-Energie­
preispauschalengesetzes genannten Ausbildungsstätten 
dürfen für die Erfüllung ihrer Aufgaben nach dieser 
Rechtsverordnung die erforderlichen personenbezogenen 
Da ten verarbeiten , soweit erforderlich auch zweckän­
dernd. Die Ausbildungsstätten haben die Ausbildungs­
stätten-Listen nach Beendigung der Bewilligungsver­
fahren , spä testens jedoch zum 31. Dezember 2023 zu 
löschen . 

§ 15 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt a m Tag nach der Verkündung 
in Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 2024 a ußer Kraft . 

Düsseldorf, den 22. Februar 2023 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

301 

Der Ministerpräsident 

Hendrik Wü s t 

Die Ministerin für Schule und Bildung 

Dorothee F e 1 1 e r 

Die Ministeri n für Kultur und Wissenschaft 

Ina B randes 

- GV. NRW. 2023 S. 152 

Achte Verordnung zur Änderung 
der eAkten-Einführungszeitpunktverordnung 

Straf- und Bußgeldverfahren 

Vom 13. Februa r 202 3 

Auf Grund des § 32 Absatz 2 der Strafprozeßordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 
(BGB!. I S . 1074, 1319), der durch Artikel 1 Nummer 2 
des Gesetzes vom 5. Juli 2017 (BGB!. I S . 2208) eingefügt 
worden ist, sowie a uf Grund des § 110a Absatz 2 des Ge-
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setzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), 
der zuletzt durch Artikel 8 Nummer 13 des Gesetzes vom 
5. Juli 2017 (BGBl. I S. 2208) neu gefasst worden ist, je­
weils in Verbind ung mit § 1 der Verordnung über die Er­
mächtigung des Ministeriums der Justiz zum Erlass von 
Rechtsverordnungen zur elektronischen Aktenführung in 
Ordnungswidrigkeitsverfahren, Strafverfahren und 
Strafvollzugsverfahren vom 10. März 2020 (GV. NRW. 
S . 182) verordnet das Ministerium der Justiz: 

Artikel 1 

In der eAkten-Einführungszeitpunktverordnung Straf­
und Bußgeldverfahren vom 19. Januar 2021 (GV. NRW. 
S . 130) , die zuletzt durch Verordnung vom 9. Dezember 
2022 (GV. NRW. S. 1095) geändert worden ist, erhä lt die 
Anlage die aus dem Anhang zu dieser Verordnung er­
sichtliche Fassung. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 15. März 2023 in Kraft. 

Düsseldorf, den 13. Februar 2023 

Der Minister der Justiz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Dr. Benjamin Li m b a c h 

155 



156 Gesetz- und Verordnungsblatt für d as Land Nordrhein-Westfa len - Nr. 7 vom 28. Februa r 2023 

Anlage 

Geric ht/S taatsanw a ltschaft 
Staatsanwaltsc haft Aac hen 
S taatsanw altsc haft Arnsberg 
Staatsanwaltsc haft Bonn 
Staatsanwaltschaft Duisburg 
Staatsanwaltsc haft Düsseldorf 
Staatsanwaltsc haft Essen 
Staatsanwaltsc haft Kleve 
Staatsanwaltsc haft Kö ln 
Staatsanwa ltsc haft Mönchengladbach 
Staatsanwaltsc haft Siegen 
Staatsanwaltschaft Wuppertal 
Genera lstaatsanwaltsc haft Düsseldorf 
Genera lstaatsanwaltsc haft Köln 
Amtsgeric ht Aac hen 
Amtsgericht Arnsberg 
Amtsgericht Bergisc h Gladbach 
Amtsgericht Brilon 
Amtsgericht Dinslaken 
Amtsgericht Dorsten 
Amtsgericht Duisburg 
Amtsgeric ht Duisburg- Hamborn 
Amtsgericht Düren 
Amtsgericht Düsseldorf 
Amtsgericht Esc hw eiler 
Amtsgericht Essen 
Amtsgericht Euskirchen 
Amtsgericht Gelsenkirc hen 
Amtsgericht Gladbeck 
Amtsgericht Grevenbroich 
Amtsgericht Gummersbach 
Amtsgericht Leverkusen 
Amtsgeric ht Menden 
Amtsgericht Mesc hede 
Amtsgericht Mettmann 
Amtsgericht Moers 
Amtsgericht Mülheim an der Ruhr 
Amtsgericht Neuss 
Amtsgericht Oberhausen 
Amtsgericht Olpe 
Amtsgericht Siegen 
Amtsgericht Soest 
Amtsgeric ht Solingen 
Amtsgericht Velbert 
Amtsgericht Waldbröl 
Amtsgericht Warstein 
Amtsgericht Wesel 
Amtsgericht Wipperfürth 
Amtsgericht Wupperta l 
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Landgericht Aac hen 
Landgericht Duisburg 
Landgericht Wupperta l 
Oberlandesgericht Düsseldorf 
Oberlandesgericht Köln 

- GV NRW. 2023 S. 154 



158 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 7 vom 28. Februar 2023 

Einzelpreis diese r Nummer 1 ,55 Euro 
zuzügl. Porto- und Versandkosten 

Bestellungen, Anfragen usw. si nd an den A. Bagel Verlag zu ric hten. Anschrift und Telefonnummer wie folgt rür 
/\bonnementsbestcl lungen: G ra fenbergcr All ee 82, Pa x (02 11 ) 9682/229, Tel. (0211) 96 82/238 (8 .00 12.3 0 Uhr) , 40237 Düsse ldor f 

Bezugspreis halbjährlich 38,50 Euro (Kalenderhalbjahr). Jahresbezug 77 , Euro (Ka lenderjahr), zahlbar im Voraus. Abbestellungen für Kalenderhalbjahres­
bezug müssen bis zum 30. 4. bzw. 3 1. 10 .. für Kalenderjahresbezug bis zum 31. 10 . eines jeden Jahres beim A. ßagel Verlag vorliegen . 

Reklamationen über nicht er folgte Li eferungen aus dem Abonnement werden nur innerhalb ei ner Frist von vier Wochen nach Erscheinen anerkannt. 

In cle n Bezugs- und Einzelpreisen is t keine Umsatzsteuer i. S. d. § 14 UStG enth a lte n. 
Einze lbeste llungen: Grafenbcrger Allee 82, Fax (02 11) 96 82/2 29 , Tel. (02 11 ) 96 82/2 4 1, 40237 Düsseldorf 

Von Vorabeinsendungen des Rechnungsbetrages - in welcher Form auch immer bitten wir abzusehen. Die Lieferungen erfolgen nur auf Grund schriftlicher 
Bestellung gegen Rechnung. Es wird d1 ·i ngcnd empfohlen , Nachbestellungen des Gesetz- und Verordnungsb la ttes für das Land Nordrhein-Westfa len 

möglichst innerhalb eines V ierteljahres nach Erscheinen der jeweiligen Nummer beim A. Bagel Verlag vorzunehmen, um späteren Lieferschwierigkeiten 
vorzubeugen. Wenn nich t innerhalb von vier Wochen eine Lieferung erfo lgt, gilt die Nummer als vergriffen. Eine besondere Benachrichtigung ergeht nicht. 

Herausgeber: Im Namen der Landesregierung , das Ministerium des Innern NRW, Fi·icdrichstr. 62 80 , 402 17 Düsseldorf. 
Herstellung und Vertr ieb im Namen und für Rechnung des Hera usgebers: A. Bagcl Verlag, Grafenbcrgcr Allee 82, 40237 Düsseldorf 

Dru ck: TSB Tiefdru ck Schwa nn -ßagel, Düsseldorf und Mön chengladbach 
ISSN 0 l 77-5359 


